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Antwort 
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Neuregelung der Berufsordnung der Krankengymnastinnen und 
Krankengymnasten, Masseurinnen und Masseure, medizinischen 
Bademeisterinnen und Bademeister 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit hat mit Schreiben vom 
15. September 1988 die Kleine Anfrage namens der Bundesregie- 
rung wie folgt beantwortet: 


1. Wann wird die Bundesregierung den Gesetzentwurf zur Neurege- 
lung der Berufsordnung für Krankengymnastinnen und Kranken- 
gymnasten, Masseurinnen und Masseure, medizinische Bademei- 
sterinnen und Bademeister vorlegen? 


Es ist beabsichtigt, den Entwtirf eines Gesetzes über die Berufe in 
der Massage und in der Krankengymnastik noch in diesem Jahre 
den gesetzgebenden Körperschaften zuzuleiten. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 
das Praktikum für Krankengymnastinnen und Krankengymnasten in 
die Ausbüdung ohne Ausnahmen integriert? 


Für die Krankengymnastenausbildung wird eine Regelung ange- 
strebt, die den Unterricht und die praktische Ausbildimg sachge- 
recht miteinander verknüpft und die sowohl den Quaüfikations- 
forderungen für diesen Beruf als auch den AusbüdungsmögUch- 
keiten der Ausbildungsstätten gerecht wird. Die Art und Weise 
dieser Verknüpfung wird zur Zeit abschheßend geprüft. 
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3. Wenn nein, warum ist die Bundesregierung bereit, zwei unterschied- 
liche Ausbildungsformen durch eine Sonderregelung für private 
Schulen in Kauf zu nehmen? 


Sollte sich eine Ausnahmeregelung für bestimmte Krankengym- 
nastikschulen in privater Trägerschaft als notwendig erweisen, 
wird sichergestellt werden, daß die Gleichwertigkeit der Ausbil- 
dung gewährleistet bleibt. 


4. Soll mit der Neuregelung eine Anpassung an den internationalen 
Standard erfolgen? 

5. Wenn ja, wodurch wird dies sichergestellt? 


Die Ausbildung der Krankengymnastinnen und Krankengymna- 
sten in der Bundesrepubhk Deutschland entspricht bereits nach 
gegenwärtigem Recht sowohl im Hinbhck auf die dreijährige Aus- 
bildung als auch deren Quaütät dem Standard vergleichbarer 
Berufe in den wichtigsten Mitgüedstaaten der EG. Ziel des Geset- 
zes ist es, die Ausbildimg durch Aktuahsierung der curricularen 
Inhalte wie auch durch sachgerechte Verknüpfung von theoreti- 
scher und praktischer Ausbildung weiter zu verbessern. 


6. Wie will die Bundesregierung einen Tätigkeitsschutz für Kranken- 
gymnastinnen und Krankengymnasten gesetzlich regeln? 


Die Bundesregierung hält die Einführung eines gesetzüchen 
Tätigkeitsschutzes generell für HeUhilfsberufe insbesondere aus 
rechts- und gesundheitspohtischen sowie aus Gründen der Prakti- 
kabUität grundsätzhch nicht für durchführbar. Die in Definition 
und Umfang engbegrenzten Beispiele eines Tätigkeitsschutzes 
bei Hebammen und Technischen Assistenten in der Medizin ste- 
hen dieser Feststellung nicht entgegen. Rechtspohtisch steht 
zunächst dagegen, daß eine entsprechende Schutzvorschrift unter 
Strafsanktion stehen müßte. Dies würde auf Grund des verfas- 
sungsrechtüchen Gebots der Bestimmtheit einer Strafnorm eine 
genaue Beschreibung der einzelnen und z. T. sehr komplexen 
Tätigkeiten der einzelnen Heilhilfsberufe sowie eine genaue und 
unterscheidbare Definition und Abgrenzung zu ähnhchen oder 
verwandten Tätigkeiten eines anderen Heühüfsberufs erfordern. 
Die Formuherung eines diesen strengen Anforderungen gewach- 
senen Tätigkeitskatalogs für den jeweiligen Beruf würde auf 
erhebüche Schwierigkeiten stoßen. Darüber hinaus hätte die 
gesetzhche Festschreibung eines Tätigkeitskatalogs den Nachteil, 
daß eine rechtzeitige Fortschreibung der Tätigkeitsmerkmale imd 
des Berufsbildes der einzelnen HeUberufe, wie sie durch die 
Entwicklung in der Medizin, aber auch durch Entwicklungen in 
unserer Gesellschaft notwendig und unvermeidbar sind, er- 
schwert würde. 
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7. Welche berufsbildungs- und finanzpolitischen Giünde sprechen 
gegen einen Tätigkeitsschutz? 

Benifsbildungs- und finanzpolitische Gründe waren und sind für 
die Entscheidung, von einem gesetzlichen Tätigkeitsschutz abzu- 
sehen, nicht maßgebend. Vielmehr sind es die unter der Antwort 
zu Frage 6 angeführten Gründe, die einem gesetzhchen Tätig- 
keitsschutz entgegenstehen. 
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